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Verwaltungshaushalt 2019

Gesamtvolumen 8.976.800 €

 
Umlagen (Kreis, 

GewSt, FAG) 
2.559.200 € 

 
Personal 

2.325.200 € 

 
Sachausgaben 

1.941.200 € 

 
Zuschüsse 
26.300 € 

 
Verrechnungen 

1.697.100 € 

 
Zuführung an den 
Vermög.-haushalt 

427.800 € 

Ausgaben 

Einkommens-
/Umsatzsteuer-anteil  

2.254.000 € 

Gemeindesteuern 
2.267.700 € 

Finanzausgleich 
736.800 € 

Gebühren 
 823.500 € 

Erlöse, Mieten 
325.100 € 

Zuweisungen 
693.100 € 

Verrechnungen 
1.697.100 € 

Sonstiges  
179.500 € 

Einnahmen 



Vermögenshaushalt 2019

Gesamtvolumen 4.242.600 €

Zuführung vom 
Verwaltungs-

haushalt  
427.800 € 

Entnahme 
Allgemeine 
Rücklage 

2.924.800 € 

Rückflüsse von 
Darlehen          
48.000 € 

Verkauf 
Anlagevermögen 

305.000 € 

Zuschüsse 
481.000 € 

Beiträge         
56.000 € 

Einnahmen 

Vermögens-
erwerb  

272.800 € 

Baumaßnahmen 
3.449.500 € 

Zuweisungen   an 
Dritte  

520.300 € 

Ausgaben 













Vorbericht zum Haushaltsplan 2019 
 
 
 

Rückblick auf das Haushaltsjahr 2018 
 
Der Gemeinderat hatte am 14.12.2017 die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2018 
beschlossen. Das Haushaltsvolumen betrug insgesamt 9.981.300 €. Davon entfielen 
8.882.300 € auf den Verwaltungshaushalt und 1.099.000 € auf den Vermögenshaushalt. Es 
wurde mit einer Zuführung an den Vermögenshaushalt in Höhe von 589.600 € gerechnet. 
Außerdem war eine Zuführung an die Allgemeine Rücklage in Höhe von 147.400 € 
eingeplant.  
 
Die Verabschiedung eines Nachtragsplanes war 2018 nicht erforderlich, da entstandene 
Mehrausgaben durch entsprechende Einnahmeverbesserungen oder entfallende 
Ausgabepositionen aufgefangen werden konnten.  
 
Vor allem durch Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer, dem Holzverkauf und bei 
Gebühren und Zuweisungen sowie durch die geringere Kreisumlage und sonstige geringere 
Aufwendungen im Unterhaltungsbereich wird sich das Ergebnis des Verwaltungshaushaltes 
um etwa 600.000 € verbessern. Eine weitere Ursache für die  Ergebnisverbesserung ist, dass 
wegen der anstehenden Einführung der Doppik im Verwaltungshaushalt weitgehend auf 
Haushaltsreste verzichtet wird und Verzögerungen bei der Umsetzung damit zunächst dem 
Ergebnis zu Gute kommen. Dem Vermögenshaushalt können voraussichtlich knapp 1,2 Mio. 
€ zugeführt werden.  
 
Da im Vermögenshaushalt ebenfalls auf Haushaltsreste verzichtet werden soll, wenn der 
Mittelabfluss in 2019 nicht gesichert ist, ergibt sich zusammen mit dem Überschuss im 
Verwaltungshaushalt eine Ergebnisverbesserung von insgesamt etwa 2,0 Mio. €.  Damit 
können voraussichtlich rund 2.150.000 € der Allgemeinen Rücklage zugeführt werden. 
Ursache hierfür ist aber hauptsächlich der Verzicht auf Haushaltsreste, da sich Maßnahmen 
wie Grunderwerb, die Erschließung des Baugebietes Bockschlor und der Breitbandausbau 
nicht im geplanten Zeitrahmen umsetzen lassen. Diese Maßnahmen müssen damit in 
künftigen Haushalten neu finanziert werden.  
 
Zum Jahresende 2018 beträgt die Allgemeine Rücklage damit etwa 5.901.000 €. 
 
 
 
Übersicht über die Finanzwirtschaft 2019 
 
Das Gesamtvolumen des Haushaltes 2019 beträgt  13.219.400 € 
Davon entfallen auf den Verwaltungshaushalt  8.976.800 € 
und auf den Vermögenshaushalt 4.242.600 € 
 
 
Die Zuführung an den Vermögenshaushalt beträgt 427.800 €.  
 



Zur Finanzierung der im Jahr 2019 vorgesehenen Investitionen stehen Einnahmen durch die 
Zuführung vom Verwaltungshaushalt (427.800 €), aus Zuschüssen (481.000 €), aus Beiträgen 
(56.000 €), dem Verkauf von Grundstücken und sonstigem Anlagevermögen (305.000 €), und 
dem Rückfluss von Darlehen (48.000 €) zur Verfügung.  
 
Zum Haushaltsausgleich müssen aber zusätzlich noch 2.924.800 € der Allgemeinen Rücklage 
entnommen werden.  
 
Eine Kreditaufnahme ist im Jahr 2019 nicht erforderlich.  

 
 
Anteil an der Einkommenssteuer, Gemeindefinanzausgleich,  
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
 
 
 

 
 

 
 
Der Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer liegt nach dem Haushaltserlass für das Jahr 
2019 etwa bei 1.944.100 € und damit 104.700 € über dem Haushaltsansatz für 2018. 
 
 
Die Einnahmen aus Schlüsselzuweisungen, Zuweisungen aus der Kommunalen Investitions-
pauschale und nach dem Familienleistungsausgleich (Gemeindefinanzausgleich) liegen im 
Jahr 2019 voraussichtlich 33.800 € über der Summe aus dem Haushaltsplan 2018. Insgesamt 
sind aus diesen drei Zuweisungen 7.236.800 € Einnahmen zu erwarten.  



Kreisumlage und Finanzausgleichsumlage 
 
 

 
 
 
 
 
Auf der Ausgabenseite müssen im Jahr 2019 wegen der Rekordsteuereinnahmen im Jahr 
2017 deutlich höhere Umlagen abgeführt werden.  
 
Die Finanzausgleichsumlage liegt mit 982.300 € etwa 82.000 € über der Umlage des Jahres 
2018.  
 
Bei der Kreisumlage wurde der bisherige Kreisumlagehebesatz angesetzt. Da sich die 
Steuereinnahmen als Umlagebasis im gesamten Kreisgebiet aktuell noch auf einem hohen 
Niveau befinden, kann der Kreis den Umlagefaktor auf der gleichen Höhe belassen und 
erhält trotzdem von den Gemeinden monetär eine höhere Umlage. Der Faktor beträgt 
derzeit 30,0 %. Gegenüber dem Jahr 2018 erhöht sich die Kreisumlage für die Gemeinde 
Mönchweiler voraussichtlich um ca. 100.000 €. Im Haushaltsplan 2018 wurde noch von 
einem Umlagefaktor von 31,1 % und einer Umlage von 899.900 € ausgegangen, der Faktor 
wurde vom Kreistag damals aber mit 30 % geringer beschlossen. Sofern auch für das Jahr 
2019 der Umlagefaktor nochmals reduziert würde, würde sich das Ergebnis bei einer 
Verminderung um einen Prozentpunkt um etwa 40.000 € verbessern. 
 
Bei Aufrechnung aller Umlagen und Allgemeinzuweisungen übersteigen die Einnahmen die 
Ausgaben um rd. 1.035.000 € (2018 waren die Einnahmen um rund 950.000 € höher). 
 
 
 

 



Gemeindesteuern 
 

 
 

 
Die Hebesätze für die Grundsteuer wurden letztmals mit Wirkung vom 01.01.2001 auf 330 % 
und für die Gewerbesteuer auf 340 % angehoben. Diese Hebesätze wurden auch beim 
Entwurf des Haushaltsplanes 2019 berücksichtigt.  
 
 
Bei der Grundsteuer wird mit einem Gesamtaufkommen von 467.700 € gerechnet.  
 
 
Nach den aktuellen Veranlagungen betragen die Vorauszahlungen bei der Gewerbesteuer 
für das Jahr 2019 etwa 1.760.000 €. Da die Vorauszahlungen in den vergangenen beiden 
Jahren sogar noch etwas darüber lagen, kann nicht davon ausgegangen werden, dass 
größere Nachzahlungen geleistet werden müssen. Aus diesem Grunde wird das Aufkommen 
für 2019 entsprechend dem Ansatz von 2018 auf 1.800.000 € geschätzt. Es muss auch 
berücksichtigt werden, dass bei einem evtl. Auftragsrückgang die Betriebe  meist recht 
schnell die Vorauszahlungen auf die Gewerbesteuer nach unten anpassen lassen.  
 
Die Gewerbesteuerumlage richtet sich nach den tatsächlichen Gewerbesteuer-einnahmen. 
Der Umlagefaktor vermindert sich von 68,3 % auf 64 % (vom Hebesatz 340 %), da der 
Zuschlag für den Fonds „Deutsche Einheit“ für die Kommunen ab 2019 entfällt. Im Jahr 2019 
müssen 339.000 € der Gewerbesteuereinnahmen direkt als Umlage abgeführt werden. Dis 
sind etwa 19 % der Einnahmen. 
 
 
Die Hundesteuer wird voraussichtlich 14.000 € betragen. 
 



 
Benutzungsgebühren 
 
 
 

 
 
  
 
Die Abwassergebühren wurden zum 01.01.2019 neu kalkuliert. Die Schmutzwassergebühr 
wird um 11 Cent auf 2,15 €/m³, die Gebühr für das Niederschlags-wasser um 9 Cent auf    
0,24 €/m² gebührenpflichtige Fläche reduziert.  
 
Auch die Wassergebühr wird zum 01.01.2019 um 6 Cent auf 1,80 €/m³ ermäßigt. 
Gleichzeitig wurden jedoch die Grundgebühren etwas erhöht. Es werden nun etwa 10 % der 
gebührenfähigen Kosten durch die Grundgebühren abgedeckt.  
 
Die Reduzierungen waren die Folge eines geringeren kalkulatorischen Zinssatzes und der 
Berücksichtigung von Vorjahresergebnissen. Es wird weiterhin eine volle Kostendeckung 
angestrebt.  
 
Die Kindergartengebühren wurden zum 01.09.2018 unter Berücksichtigung der 
verschiedenen Betreuungsformen und Altersklassen neu festgesetzt. Entsprechend dem 
aktuellen Stand in 2018 wird mit etwa 120.000 € Einnahmen gerechnet.  
 
Die Friedhofsgebühren wurden unter Einbeziehung neuer Bestattungsformen (Baumbestat-
tungen) zum 01. Januar 2014 neu festgelegt. Da der Kostendeckungsgrad noch angemessen 
ist, wird von einer Neukalkulation derzeit abgesehen.  



Personalkosten 
 

 
Die Personalkosten belaufen sich 2019 auf 2.325.200 €. Dies sind etwa 126.500 € mehr als 
im Jahr 2018. Der Personalkostenanteil am Verwaltungshaushalt beträgt 25,9 %.  
 
Die tariflichen Steigerungen wurden bei den Beschäftigten mit 2,5 % ab Januar sowie bei den 
Beamten mit 3,5 % ab März 2019  einkalkuliert. Außerdem wurden Veränderungen in den 
persönlichen Verhältnissen der Arbeitnehmer, die Stufensteigerungen sowie die Leistungs-
vergütung eingerechnet.  
 
Im Rathaus wurden die Stabstelle sowie die Stelle des Ortsbaumeisters höher eingruppiert. 
Ansonsten wurden die Stellenzahl und Eingruppierungen beibehalten. Bei der Gemein-
schaftsschule wurde lediglich die Zuordnung einer 33 %-Stelle vom TVöD-Bereich in den       
S-Bereich korrigiert.  
 
Für das Kinderhaus wird mit einem Personalaufwand von 742.700 € gerechnet. Die bisherige 
Stelle der Leitung wurde auf 3 Personen mit entsprechenden Freistellungen und der 
Gewährung von Zulagen für die anteilige Leitungsfunktion verteilt. Zusätzlich wurde eine 
zweite Anerkennungspraktikantin eingestellt. Eine Erzieherin befindet sich momentan im 
Mutterschutz, in den Kosten ist sie allerdings neben der Vertreterin zusätzlich noch 
enthalten. 
 
Im Bereich des Bauhofes wird die im Jahr 2018 durch die Arbeitsagentur geförderte Stelle 
einer Hilfskraft wieder eingeplant. Ob eine Förderung möglich ist bzw. ob eine geeignete 
Person gefunden werden kann, muss sich zeigen. Andernfalls ist vorgesehen, die Stelle 
anderweitig zu besetzen.  
 



 
 
Sach- und Betriebsausgaben 
 
 

 
 
 
Die Sachkosten belaufen sich 2019 auf 1.941.200 €. Sie liegen damit etwa 148.600 € über 
dem Wert von 2018.  
 
Verursacht wurde diese Steigerung vor allem durch mit 180.000 € sehr hohe Bebauungs-
plankosten (Egert IV, Kälberwaid, Sondergebiet Abfall) und die Beschaffung eines neuen 
EDV-Programmes für das neue doppische Finanzwesen mit entsprechenden Schulungen und 
Umstellungsarbeiten (ca. 58.000 €). 
 
Andererseits waren im Haushalt 2018 aber auch bereits nicht regelmäßig wiederkehrende 
höhere Aufwendungen für die Unterhaltung Schule (Lehrerzimmer, EDV-Raum), Friedhof    
(1. Abschnitt Ersatz Hecken), Ortsplanung (50.000 €) und Einführung neues Haushaltsrecht  
enthalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Zuführung an den Vermögenshaushalt,  Netto-Investitionsrate 
 
 
 

 
 
 
 
 
Im Anschluss an die Finanzkrise in den Jahren 2009 und 2010 konnten durch maßvolles 
Wirtschaften und durch hohe Einnahmen aus der Gewerbesteuer und der Einkommens-
steuer in den Jahren 2012 bis 2017 überdurchschnittliche Rechnungsergebnisse erzielt 
werden.  
 
Für die nächsten Jahre muss aber damit gerechnet werden, dass hier ein deutlicher 
Rückgang eintritt. Durch eine Ausweitung des Aufgabenspektrums mit entsprechend 
steigenden Sach- und Personalkosten und geringeren Einnahmeerwartungen wird der 
Verwaltungshaushalt künftig wesentlich weniger zur Finanzierung von Investitionen 
beitragen können. Die Netto-Investitionsraten werden wohl auf ein Niveau von 400 - 
800.000 € absinken. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Allgemeine Rücklage 
 

 
 
 
Im Vorgriff auf das neue Haushaltsrecht (in welchem Haushaltsreste nicht mehr möglich 
sind),  werden im Jahr 2018 nur noch vereinzelt Haushaltsreste da gebildet, wo ein 
Mittelabfluss im Jahr 2019 gesichert erscheint. Im Verwaltungshaushalt sollen diese 
weitgehend ganz vermieden werden. Dadurch wird sich das Ergebnis 2018 in der Darstellung 
wesentlich verbessern, wobei es sich größtenteils nur um eine zeitliche Verschiebung 
handelt. Die benötigten Mittel werden 2019 und später neu veranschlagt. Nach derzeitigem 
Stand können 2018 dadurch etwa 2.014.000 € der Allgemeinen Rücklage zugeführt werden. 
Diese erreicht damit zum Jahresende 2018 einen Stand von voraussichtlich 5.901.000 €. 
 
 
Zur Finanzierung der anstehenden Investitionen wird die Rücklage fast  in vollem Umfang 
benötigt. Im Jahr 2022 wird sie auf etwa 281.000 € abgebaut sein. Sie liegt dann noch knapp 
über dem gesetzlichen Mindeststand von  170.000 €. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Verschuldung 

 
. 

 
 
 
 
 
Die Gemeinde Mönchweiler ist seit dem 01.10.2016 schuldenfrei. Wenn die Prognosen für 
den Haushalt 2019 zutreffen und keine unvorhergesehenen Entwicklungen eintreten, kann 
die Gemeinde die anstehenden Aufgaben und Wünsche bis 2022 noch ohne Kreditaufnahme 
finanzieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Ausblick 
 
Trotz optimistisch angesetzter Wirtschaftsentwicklung und Steuereinnahmen wird aus dem 
Verwaltungshaushalt nur noch eine deutlich geringere Netto-Investitionsrate erwirtschaftet 
werden können, als in den Vorjahren. Diese Entwicklung wird sich vermutlich auch in den 
nächsten Jahren fortsetzen. Zusätzliche Personalstellen und die evtl. Erhöhung der sonstigen 
Folgekosten durch die anstehenden Investitionen und Projekte wurden im Haushaltsplan 
noch nicht berücksichtigt, da hierzu noch keine näheren Erkenntnisse vorliegen.  
 
Die Allgemeine Rücklage wird durch das vorgesehene Investitionsprogramm mit 
Schulerweiterung, Bürgerzentrum, Rathaussanierung und Erschließung von Gewerbe- und 
Wohngebieten aufgebraucht werden.  
 
Zur Finanzierung dieser Investitionen sind im Finanzplanungszeitraum bis 2022 insgesamt 
aber auch rund 4,2 Mio. Euro an Grundstückserlösen einschließlich entsprechender 
Anschlussbeiträge eingeplant. Dabei wird unterstellt, dass sämtliche Bauplätze in den 
Wohngebieten Goethestraße und Kälberwaid sowie zwei Gewerbegrundstücke verkauft 
werden können. Der Ausgleich des Haushalts hängt in den nächsten Jahren damit wesentlich 
davon ab, inwiefern und wann sich diese Grundstückserlöse verwirklichen lassen.  
 
Der Haushaltsplan 2019 wird letztmals im kameralen Haushaltsrecht verabschiedet. Ab 2020 
wird das doppische Rechnungssystem angewandt. Ein wesentliches Merkmal dabei ist, dass 
das gesamte Gemeindevermögen bewertet wird und Abschreibungen nicht nur bei den 
Gebührenhaushalten, sondern im gesamten Haushalt berechnet und verbucht  werden. Der 
geforderte Haushaltsausgleich ist dann gegeben, wenn neben den laufenden Ausgaben auch 
der Ressourcenverbrauch erwirtschaftet wird. Damit soll erreicht werden, dass Kommunen 
nicht nur die jeweils anfallenden Investitionskosten, sondern vor allem auch die daraus 
entstehenden Belastungen der künftigen Haushalte stärker in ihre Entscheidungen 
einbeziehen.  
 
 
 
 
Gebhard Flaig 
Fachbeamter für das Finanzwesen 
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